
Es ist Freitagmorgen vor einer Woche,
als es im Fraktionssaal der SPD
grundsätzlich wird. Die Genossen

sind zu einer Sondersitzung zusammen -
gekommen, das Thema: Griechenland. Sig-
mar Gabriel sitzt mit finsterem Gesicht im
Saal und hört sich die Kommentare an.
Noch zwei Tage bis zur Athener Volksbe-
fragung. Der Europapolitiker Norbert Spin-
rath meldet sich zu Wort.
„Wie sollen wir eigentlich mit dem Re-

ferendum umgehen?“
Gabriel blickt auf: „Ich bitte euch darum,

bis zur Sitzung des Präsidiums am Montag
von Äußerungen möglichst abzusehen.“
Kichern, Gelächter in den Reihen vor

Gabriel, dann wird geprustet. 
Ein Lachen kann herzlich und offen sein,

fröhlich und verbindend. Aber auch hä-
misch und provokativ. Es ist dieses zweite
Lachen, das Sigmar Gabriel in der Fraktion
entgegenschlägt. „Das musst du gerade sa-
gen!“, heißt es. Denn gerade Gabriel hat
in den vergangenen Wochen zu oft geredet,
wenn er besser geschwiegen hätte. 
Es ist ein Lachen über Gabriel, das viel

über die SPD und ihren Parteichef verrät.

Gabriel war immer ein Politiker, der eher
einen Satz zu viel sagt als einen zu wenig.
Aber in den vergangenen Wochen hat sei-
ne Hyperaktivität ein neues Ausmaß er-
reicht. Mit vielen Kommentaren entfernt
sich der Vorsitzende von seiner Partei. 
Gabriel schreibt Gastbeiträge, gibt In-

terviews und überbietet sich beim großen
Krisenthema Griechenland Woche für Wo-
che mit drastischerem Basta. Es war keine
Überraschung, dass er am Sonntag nach
dem Referendum selbst das von ihm ver-
hängte Schweigegebot brach. Kaum waren
die letzten Stimmen gezählt, da erklärte
er schon im Berliner „Tagesspiegel“, die
griechische Regierung habe „die letzten
Brücken eingerissen“.
Es ist ein riskanter Kurs. Denn wie so

oft folgt Gabriel seinem Bauch. Und der
hat zwar ein Gespür für die Stimmungen
der Deutschen. Auf die Befindlichkeit sei-
ner Partei nimmt er aber wenig Rücksicht.
In der Griechenlandfrage steht er mittler-
weile rechts von der Kanzlerin. Intern ar-
gumentiert er offen populistisch:  „85 Pro-
zent Griechenlandkritiker dürfen wir nicht
ignorieren.“ 

Gut zwei Jahre vor der kommenden
Bundestagswahl läutet der Parteichef eine
entscheidende Phase für den Wahlkampf
ein. Gabriel ist entschlossen, die SPD mit
seinem Kurs zu führen und sich nicht ver-
biegen zu lassen. Er wird sich der Partei
nicht unterwerfen, wie er selbst es 2013
von Peer Steinbrück verlangt hat. Ein biss-
chen Beinfreiheit reicht ihm nicht. Er wird
die vermutlich aussichtslose Kanzlerkan-
didatur 2017 nur annehmen, wenn er die
Bedingungen dafür diktieren kann.
Gabriels Bedingungen sind ein wirt-

schaftsfreundlicher Mitte-Kurs, der vor
 allem für die Parteilinke schwer erträglich
ist, und ein neuer Populismus, der dem
Volk aufs Maul schaut – ohne Rücksicht
auf die Parteilinie. „Ihr habt doch keine
Ahnung“, raunzte der Vorsitzende kürz-
lich führende Genossen an. „Wir müssen
so sprechen wie unsere Wähler. Wir müs-
sen die Ängste aufnehmen, die sie haben.“
So begründete Gabriel auch seine Kehrt-

wende in der Griechenlandpolitik. Lange
hatten die Sozialdemokraten fester an der
Seite der merkelschen Rettungspolitik ge-
standen als die Union. Plötzlich finden sie
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Basta
SPD Griechenlandkrise, Vorratsdatenspeicherung, Wirtschaftsnähe: 
Parteichef Gabriel provoziert die Genossen mit einer 
Mischung aus Mitte-Kurs und Populismus. Verbündete wenden 
sich ab, die Basis ist irritiert.



Deutschland

ihren Vorsitzenden in den Reihen der Grie-
chenlandkritiker. „Es reicht!“, sagte Ga-
briel Mitte Juni in der „Bild“-Zeitung. Man
werde „nicht die überzogenen Wahlver-
sprechen einer zum Teil kommunistischen
Regierung durch die deutschen Arbeitneh-
mer und ihre Familien bezahlen lassen“. 
„Nur so sind wir sichtbar“, rechtfertigt

Gabriel intern seinen Kurs. Das ist nicht
ganz falsch. Gabriel will die SPD wieder
zu einer volksnahen Partei in seinem Sinne
machen. Dabei schreckt er auch nicht da-
vor zurück, Ressentiments zu bedienen.
Anfang des Jahres irritierte Gabriel seine
Partei, als er offen auf die islamfeindliche
Pegida-Bewegung zuging. „Pegida gehört
zu Deutschland“, sagte er damals. Es gebe
ein Recht, deutschnational zu sein. 
Für die Lehrer- und Beamtenpartei SPD

ist der populistische Bauchinstinkt ihres Vor-
sitzenden ein Graus. Den Funktionären aus
dem intellektuellen, linksbürgerlichen Mi-
lieu ist der kleine Mann, der sie wählen soll,
in Wahrheit immer ein bisschen peinlich ge-
wesen. Dabei könnte Gabriel rein wahltak-
tisch gesehen recht haben: Der Stammtisch
mit seinen Ressentiments ist tatsächlich end-

lich mal ein Feld, das Kanzlerin Merkel nicht
bedient. Aber eben auch ein bisschen igitt. 
Die Folge ist, dass Gabriel so allein da-

steht wie selten zuvor. Dabei sind die Be-
dingungen eigentlich günstig. Er ist der
unangefochtene Vorsitzende. Niemand
wird ihm Parteivorsitz oder Kanzlerkan-
didatur streitig machen, kein Ministerprä-
sident will ihn vom Thron stoßen. Keiner
will gegen Merkel verlieren. 
Aber sie unterstützen ihn auch nicht.

Die wichtigen Landeschefs und Minister
haben sich entweder von ihm abgewandt
oder pflegen ein distanziertes Zweckbünd-
nis. Selbst die wenigen Vertrauten hat Ga-
briel durch seine Launen entfremdet.
Es ist eine fast unheimliche Stille, wie

sie frühere Parteichefs nie umgab. Die Spit-
zenleute um ihn herum verharren in einem
voyeuristischen Abwarten und Zuschauen.
Sie lauern. Jederzeit kann etwas passieren.
Sie lassen Gabriel agieren. Sie wissen, dass
nach seiner Niederlage gegen Angela Mer-
kel 2017 eine neue Zeitrechnung beginnen
wird. Mutmaßlich ohne Sigmar Gabriel. 
Selbst an der Basis hat der Vorsitzende

es schwer. Mittlerweile kursiert in der Par-
tei ein Kommentar, den ein Genosse in
der größten SPD-Facebook-Gruppe („Dei-
neSPD“) mit über 8000 Mitgliedern ver-
öffentlichte. Er verbreitete sich rasend
schnell. „Mister Zickzack“ ist der Text
überschrieben. Es ist die Abrechnung mit
den Kursänderungen und Diktaten des
Parteichefs. „Viele Ortsvereinsvorsitzende
kommen gar nicht mehr dazu, SPD-Politik
zu erklären“, heißt es da. „Sie müssen dei-
ne letzten Volten irgendwie erklären. Und
haben immer weniger Lust darauf.“ Und
schließlich: „Auch ich werde mich nicht
für Wahlkampfstände hergeben, wo wir
wegen deines Zickzackkurses zu Recht in
Grund und Boden kritisiert werden.“
Gabriels Krise erreichte ihren ersten

 Höhepunkt mit dem Streit um die Vorrats -
datenspeicherung. Elf Landesverbände
lehnten sie ab, nur mit Mühe konnten die
Landeschefs auf dem Konvent eine Mehr-
heit für den Vorsitzenden organisieren. In
der Sache waren sie zwar einig mit ihm,
aber sein demütigender und autoritärer
Führungsstil stieß sie ab. 
Besonders ärgerte die Genossen, dass

Gabriel Justizminister Heiko Maas vor lau-
fenden Kameras düpierte. Wie ein Schul-
junge stand Maas auf der Pressekonferenz
Ende Juni hinter dem Parteivorsitzenden.
Als ein Journalist Maas eine Frage stellen
wollte, drängelte Gabriel sich vor. „Sie
wollen doch eine Antwort“, rumpelte er. 
„So kann man nicht mit einem Minister

umgehen“, sagt ein Mitglied des Bundes-
kabinetts. 
Nach dem Konvent meldete sich Partei-

vize Thorsten Schäfer-Gümbel in einem In-
terview zu Wort. Eine solche „Operation
am offenen Herzen“ sei der SPD „nicht sehr

oft“ zuzumuten, sagte er. Gabriel rastete
aus. So gehe das nicht, simste er den Hessen
an. Doch der ließ sich nicht beeindrucken.
Um Unterstützung für seinen Kurs zu

sichern, hatte Gabriel zuvor kaum verhoh-
len mit Rücktritt gedroht: „Alle, die dage-
gen stimmen, tragen Verantwortung dafür,
wie es mit der SPD weitergeht“, sagte er.
Mancher Sozialdemokrat fühlt sich schon
an die Basta-Politik von Gerhard Schröder
erinnert. Auch der hatte strittige Themen
wie den Kriegseinsatz in Afghanistan oder
die Agenda 2010 innerparteilich mit Rück-
trittsdrohungen durchgesetzt. Irgendwann
wollte die Partei nicht mehr mitziehen. 
Gabriel hätte im Fall einer Niederlage

persönliche Konsequenzen gezogen, das
ist ein offenes Geheimnis in der SPD-Spit-
ze. „Gabriel wäre zurückgetreten“, sagt
einer aus dem engsten Führungszirkel. Der
Ton für jede weitere Abstimmung ist damit
gesetzt. Es geht ab sofort bei jeder Frage
auch um die Personalie Sigmar Gabriel. 
Nicht wenige Genossen glauben mitt-

lerweile, dass Gabriel sich die Exit-Option
bewusst offenhält. Die kommende Kanz-
lerkandidatur ist so undankbar – da sollte
er wenigstens Bedingungen vorgeben kön-
nen. Wenn ihr mich nicht wollt, dann sucht
euch doch einen anderen. Selbst Fürspre-
cher des Vorsitzenden glauben nicht mehr
daran, dass die Gabriel-SPD auf 30-Pro-
zent kommen kann.
Es ist, als setzte Gabriel bewusst auf Pro -

vokation. Mal stellt er bei der wirtschafts-
liberalen „Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft“ das neue Buch des verhassten
ehemaligen Wirtschaftsministers Wolfgang
Clement vor. Mal beruft Gabriel zwei neue
Medienberater, ausgerechnet auf Empfeh-
lung von Bodo Hombach. Hombach hat
das wirtschaftsnahe Schröder-Blair-Papier
Ende der Neunzigerjahre mitformuliert
und für CDU-Mann Jürgen Rüttgers gegen
die SPD Wahlkampf gemacht. Sein Ver-
hältnis zu vielen Genossen gilt als irrepa-
rabel. Gabriel hält das nicht davon ab, sich
regelmäßig von ihm beraten zu lassen. 
Auch sein neuer Medienberater Thomas

Hüser provoziert gern. Er legte seinem
Auftraggeber in einem Thesenpapier be-
reits nahe, nicht nur den „Beladenen und
Benachteiligten“ eine Stimme zu geben,
die SPD solle mutig Steuerersenkungen
fordern. Im Willy-Brandt-Haus hat Hüser
bereits einen Spitznamen: Wegen seiner
konservativen Vergangenheit nennt man
ihn den „Schwarzen Abt“.
Gabriel hatte schon zuvor deutlich ge-

macht, dass die SPD in Zukunft nicht bloß
auf klassische Verteilungsfragen setzen
werde. Sein Strategiepapier „Starke Ideen
für Deutschland 2025“ stellt nun ein kon-
servatives Thema in den Mittelpunkt:
 Sicherheit. Provokation pur für die SPD.
Verwundert fragte sich mancher Genos-

se, wie man mit dem Unionsthema Innen-
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politik bei den gesellschaftspolitisch eher
liberal tickenden Parteianhängern punkten
soll. „Die CDU gibt es schon“, spottet Par-
teivize Ralf Stegner, „da ist für uns nichts
zu holen.“ Die SPD müsse sich als Alter-
native zur Union anbieten.
Vergangene Woche stellte Stegner kur-

zerhand sein eigenes Strategiepapier vor.
„Die soziale Frage ist in voller Schärfe wie-
der da“, schreibt er, mehr noch, sie „spitzt
sich weiter zu“. Es wirkt wie die Antithese
zu Gabriels Sicherheitspamphlet. Auch ei-
nen eigenen Kongress soll es dazu geben.
Auch Stegner fuhr danach ein wütender

Parteichef an. „So kann man nicht zusam-
menarbeiten“, zürnte Gabriel. „Ich sitze
schon seit einem halben Jahr an dem Pa-
pier“, verteidigte sich Stegner. Dann war
das Gespräch beendet. 
Inhaltlich, so scheint es, hat der Partei-

vorsitzende sich entschieden. Doch sein
Problem ist, dass er zwei Jahre vor der
Bundestagswahl fast ohne Verbündete da-
steht. Nur sein Vertrauter Martin Schulz
verteidigt ihn, in der Griechenlandfrage
stimme sich Gabriel „eng innerhalb der
SPD-Führung und mit mir ab“.
Ansonsten schweigen die meisten Spit-

zengenossen. Gabriels Stellvertreter Olaf
Scholz und Hannelore Kraft konzentrieren
sich auf die Landespolitik, Arbeitsminis-
terin Andrea Nahles auf die Zeit nach der
Bundestagswahl; das Verhältnis zu Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier ist bes-
tenfalls eine friedliche Koexistenz. Auch
Familienministerin Manuela Schwesig be-
obachtet aus sicherer Entfernung das Trei-
ben des Parteichefs.
Am vergangenen Montag kam es zum

offenen Disput. Mehrere Führungsgenossen
stellten sich im Parteipräsidium in der
 Griechenlandfrage gegen Gabriel. Sozial-
demokraten dürften sich nicht für einen
Austritt Griechenlands aus dem Euro stark
machen, hieß es. Gabriel hatte neue Hilfen
zuvor ausschließen wollen: „Es gibt auf der
Grundlage dieses Referendums keine neuen
Milliarden-Hilfsprogramme der Euro zone
für Griechenland. Ob Griechenland im
Euro noch eine Zukunft hat, ist deshalb zur
Stunde ungewiss“, hieß es im ersten Ent-
wurf seiner Erklärung. Mehrere Stellver-
treter protestierten.
„Es kann nicht Sache der Sozialdemo-

kratie sein, die Türe zuzuschlagen“, argu-
mentierte ein Spitzengenosse.
„Wir müssen uns an die Spitze der Be-

wegung stellen“, konterte Gabriel. 
Am Ende gab der Vorsitzende nach. Er

akzeptierte eine abgemilderte Version des
Textentwurfs. Gabriel strich den ersten
Satz, den zweiten trug er in der Presse-
konferenz nicht vor. Doch eine Einigung
war es nicht. Wieder einmal verließen sei-
ne Parteifreunde das Berliner Willy-
Brandt-Haus mit der Faust in der Tasche.

Horand Knaup, Gordon Repinski
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AfD-Basis auf dem Parteitag in Essen am vergangenen Sonntag: Der Damm ist gebrochen

Angriff von rechts
ParteienMit der Wahl von Frauke Petry zeigt die AfD ganz offen 

ihren Charakter als nationalistische Protestpartei. 
Sie macht sich daran, das heimatlose konservative Milieu zu kapern. 

Am zweiten Tag des Parteitags zeigte
die neue AfD ihr Gesicht. Gründer
Bernd Lucke war gestürzt, nun tra-

ten andere ans Licht. 
Zum Beispiel Peter Streichan aus Bonn,

der die Grünen als „pädophile Gender -
faschistentruppe“ beschimpfte. 
Oder Dubravko Mandic, Burschenschaft-

ler und Kandidat für das Bundesschieds-
gericht, der US-Präsident Obama als
 „Quotenneger“ geschmäht hatte – „keine
Beleidigung“ sei das, verteidigte er sich
nun, allenfalls eine Kritik an Leuten, die
„solche Menschen instrumentalisieren“.

Oder Wolfgang Gedeon aus Konstanz,
der vor einer „Zuwanderungs-Islamisierung“
warnte. Wenn Migranten nicht zur „kultu-
rellen Assimilation“ gezwungen würden,
dann drohe Deutschland bald ein „politisch-
kultureller Verdrängungsprozess“.
Je markiger der Auftritt, desto lauter der

Applaus. „Die AfD macht wieder richtig
Spaß!“, jubelte Heinrich Fiechtner, AfD-
Stadtrat in Stuttgart, der jüngst den Koran
mit Hitlers „Mein Kampf“ verglich. „Der
Knoten scheint geplatzt zu sein.“ Tatsächlich
ist ein Damm gebrochen. Erstmals präsen-
tierte sich auf der Bühne eines Bundespar-
teitags eine dumpfe und rechtspopulistische
AfD, die nichts mehr zu tun hat mit der Pro-
fessorenpartei der Gründungstage. Die AfD
ist auf dem Weg, ein deutscher Front Natio-
nal zu werden. Vergebens beteuert die neue
Chefin Frauke Petry, sie wolle die AfD „kei-
nesfalls mehr nach rechts rücken, sondern
den liberal-konservativen Kurs beibehalten“. 

Ihr unterlegener Gegner Lucke hat die
AfD verlassen, er liebäugelt mit einer neu-
en Partei. Auf keinen Fall will Lucke länger
das „bürgerliche Aushängeschild“ einer
„antiwestlichen, islamfeindlichen und aus-
länderfeindlichen“ Bewegung sein. Nach
seinen Angaben sind ihm 2000 Mitglieder
gefolgt, damit hätte die AfD in nur einer
Woche fast ein Zehntel ihrer Basis verloren. 
Doch das heißt nicht, dass die Partei am

Ende ist. Denn das rechte Wählerpotenzial
in Deutschland ist stabil, und es reicht
 weiter als nur an die Stammtische ostdeut-
scher Pegida-Fans. Auch in den Teekränz-
chen westdeutscher bürgerlicher Kreise fin-
den klerikale, systemkritische und homo-
phobe Töne Anklang. Hier liest man Akif
Pirinçcis Buch „Deutschland von Sinnen“,
ergötzt sich an den Tiraden über „grün-
links-versiffte“ Intellektuelle und den
„geisteskranken“ Islam. 
„Die AfD wird sich auch nach Luckes

Abgang nicht marginalisieren“, sagt Mat-
thias Jung, Chef der Forschungsgruppe
Wahlen. „Dafür ist ihr Fundament im Pro-
testmilieu zu stabil.“ Auch in westdeut-
schen, kleinbürgerlichen Kreisen habe die
neue, rechtere AfD noch Wahlchancen.
„In Baden-Württemberg etwa gibt es ein
gut entwickeltes, schwäbisch-pietistisches
Milieu, in dem die AfD punkten kann.“
Diese Wähler können mit der liberalen

Merkel-CDU wenig anfangen. Deren Ge-
neralsekretär Peter Tauber beteuert, man
wolle sie auch nicht zurück: „Nach diesem
Parteitag glaubt doch niemand ernsthaft,


